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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur 10. Änderung der Richtlinie des Rates zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgiiedstaaten für konservierende Stoffe, 
die in Lebensmitteln verwendet werden dürfen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In der Richtlinie des Rates vom 5. November 1963 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten für konservierende Stoffe, die in Lebens- 
mitteln verwendet werden dürfen *), zuletzt geän- 
dert durch die Richtlinie des Rates vom 26. Dezember 
1972“), ist die vorübergehende Verwendung von 
Thiabendazol in einer Elöchstdosis von 6 mg/kg bei 
Zitrusfrüchten und von 3 mg/kg bei Bananen vorge- 
sehen. 

Die Erfahrungen mit der Verwendung von Thia- 
bendazol haben gezeigt, daß die Beibehaltung dieser 
Mengen technologisch gerechtfertigt ist. 

In technologischer Hinsicht könnte es wünschens- 
wert sein, die genannte Dosis bei Zitrusfrüchten auf 
10 mg/kg zu erhöhen; es ist indessen erforderlich, 


gewisse wissenschaftliche und technische Kenntnisse 
zu vervollständigen, bevor eine solche Maßnahme 
in Betracht gezogen werden kann — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Sektion I des Anhangs der Richtlinie des Rates 
vom 5. November 1963 wird unter Nummer E 233 der 
Absatz c) gestrichen, 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um dieser 
Richtlinie spätestens am 1. Januar 1974 nachzukom- 
men. Sie setzen die Kommission unverzüglich hier- 
von in Kenntnis. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 12 
vom 27. Januar 1964, S. . . . 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 298 
vom 31. Dezember 1972 
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Begründung 


1. Im Anhang zur Richtlinie des Rates vom 5. No- 

vember 1963 zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten für konservierende Stoffe, die 
in Lebensmitteln verwendet werden dürfen^), in der 
Fassung der Richtlinie des Rates vom 30. März 
1971 ^), wird als Rückstandsgehalt von Thiabenda- 

zol eine Höchstdosis von 6 mg/kg bei Zitrusfrüchten 
und von 3 mg/kg bei Bananen zugelassen. Diese Zu- 
lassung wurde durch die genannte Richtlinie vom 
30. März 1971 bis Ende des Jahres 1973 befristet, um 
gründlichere Forschungsarbeiten über die Wirksam- 
keit des Zusatzstoffes durchführen und gleichzeitig 
die Verwendungsmenge endgültig festsetzen zu kön- 
nen. 

2. Im Verlauf dieser nunmehr auslaufenden Ver- 
suchsfrist sind Arbeiten durchgeführt worden, aus 
denen sich ergibt, daß bei Zitrusfrüchten in bestimm- 
ten Fällen Thiabendazol in einer Konzentration von 
bis zu 10 mg/kg wünschenswert wäre, um einen 
wirksameren Schutz zu erreichen. 


Die Kommission hat jedoch die Untersuchungen zu 
dieser Frage nicht beenden können. Sie hat insbeson- 
dere nicht die Wissenschaftliche Lebensmittelkom- 
mission hinsichtlich einer etwaigen Erhöhung der 
Grenze von 6 auf 10 mg/kg befragen können. 

Unter diesen Umständen schlägt die Kommission 
dem Rat vor, im Augenblick die Grenze von 6 mg/kg 
beizubehalten, indem die zeitliche Begrenzung, die 
der Text in seiner derzeitigen Fassung enthält, ge- 
strichen wird, denn es kann kein Zweifel mehr über 
die technologische Notwendigkeit eines Gehaltes an 
Thiabendazol von 6 mg/kg im Falle der Zitrusfrüchte 
geben. 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 12 
vom 27. Januar 1964 

■^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 87 
vom 17. April 1971 

5) Ein Vorschlag für eine 9. Änderung wird zur Zeit im 
Rat geprüft. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
19. Dezember 1973 - 1/4 - 680 70 - E ~ Ko 16/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 3. Dezember 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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